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Einleitung 

„Die letzten Jahre sind durch einen spürbaren Wandel im Städtebau 
gekennzeichnet. Die Begrenztheit der Ressourcen Natur, Wasser und Boden 
ist in das allgemeine Bewußtsein gerückt. Fragen der Stadtökologie, der Wie-
derverwendung brachliegender Flächen im Stadtbereich, der behutsamen 
Stadterneuerung, der Verbesserung des Wohnumfeldes, der Erhaltung des 
Gebäudebestandes und der Wiederbelebung der Innenstädte sind in den Vor-
dergrund getreten . . . " 

Diese „Problembeschreibung" des Bundestagsausschusses für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau anläßlich der Vorlage des Entwurfes eines 
Gesetzes über das Baugesetzbuch1 gibt Beobachtungen wieder, über die 
bereits vielfach berichtet worden ist. Gerade im Städtebaurecht läßt sich ver-
folgen, daß die Reaktion auf die Wiederauf- und Neubauphase nach dem 
zweiten Weltkrieg zu einer Rückbesinnung auf die Erhaltung vorhandener 
Bausubstanz und gewachsener Strukturen geführt  hat.2 

Nachdem bereits 1976 das Bundesbaugesetz unter dem Gesichtspunkt eines 
verstärkten Schutzes des Bestehenden novelliert worden war,3 bringt nunmehr 
das am 1. Juli 1987 in Kraft  getretene Baugesetzbuch4 diese Tendenz noch 
deutlicher zum Ausdruck. Die Planungsleitlinien des § 1 Abs. 5 S. 2 Ziff.  4, 5 
und 7 BauGB bilden anschauliche Beispiele dafür,  wie sehr das Pendel des 
Zeitgeistes heute zu der Seite hin ausgeschlagen ist, die das vordringliche Ziel 
in der Pflege und behutsamen Weiterentwicklung einer vorgegebenen Stadt-
landschaft sieht. Angesichts des Bevölkerungsrückgangs in der Bundesrepu-
blik Deutschland steht zu erwarten, daß der Schwerpunkt der Städtebaupoli-
tik auch in Zukunft darauf liegen wird, bereits Vorhandenes in seiner natür-
lichen, geschichtlichen, städtebaulichen, architektonischen oder künstlerischen 
Eigenart zu bewahren.5 

1 Beschlußempfehlung zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf,  BT-Drs. 10/5166, S. 1, abgedruckt in: Zur Sache, Das Neue BauGB, S. 11. 

2 Brohm,  DVB1. 1985, S. 593 (595); ähnlich Eberl,  BayVBl. 1980, S. 710ff.;  Kum-
mer,  Denkmalschutzrecht, S. lOff.;  Bartlsperger,  DVB1. 1981, S. 284 (285); Henke, 
DÖV 1983, S. 402 (403); dersStadterhaltung, S. 22ff.;  Battis /Schmittat,  NuR 1983, 
S. 102; Moench,  NJW 1983, S. 1998; Erbguth,  DVB1. 1985, S. 1352 (1353, 1355); 
Grooterhorst,  DVB1. 1987, S. 654. 

3 Vgl. dazu Eberl,  BayVBl. 1980, S. 710 (712); Grauvogel,  in: Brügelmann, BBauG, 
§ 1, Rdnrn. 195, 196. 

4 BauGB vom 8. Dezember 1986, BGBl. I , S. 2253. 
5 Schmidt-Eichstaedt,  Städtebaurecht, S. 282; Bülow, Flächen- und bodenbezogener 

Denkmalschutz, S. I f f . ;  Brohm,  DVB1. 1985, S. 593 (599f.), sieht bereits die Gefahr 

2* 



20 Einleitung 

Die Aufwertung des Erhaltungsgedankens auf Kosten von Neuplanung und 
Neubebauung beschränkt sich jedoch nicht nur auf den Bereich des Bau-
rechts. Wie sich in der Aufzählung der Schutzmotive bereits angedeutet hat, 
können bei der Erhaltung und Gestaltung bebauter Gebiete eine Vielzahl 
unterschiedlicher Belange eine Rolle spielen, deren Wirkung sich nicht etwa 
darin erschöpft,  daß sie im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen 
sind. Im Gegenteil zeigt sich ihre eigentliche Bedeutung vielfach erst in ande-
ren Bereichen des Verwaltungsrechts. So hat der Belang des Naturschutzes 
seinen angestammten Platz im Natur- und Landschaftsschutzrecht,  wird dem 
Interesse an der Konservierung architektonisch, künstlerisch oder historisch 
wertvoller Gebäude vor allem auch im Denkmalschutzrecht Rechnung getra-
gen. 

Aus dieser Sicht stellt sich die schrittweise Entwicklung des Städtebaurechts 
- von der Befriedigung des Nachholbedarfs bis Ende der sechziger Jahre über 
die Sanierung mit dem Ziel der Funktionsgerechtigkeit der Stadt bis zum Leit-
bild der Substanzerhaltung seit der Mitte der siebziger Jahre - 6 nur als ein Teil 
einer umfassenderen Bewegung dar, die gewöhnlich mit dem Etikett 
„Umweltschutz" versehen wird.7 

Mit diesem Reiz- und Schlagwort der politischen Diskussion ist ein tiefer 
Wandel der in der Gesellschaft verbreiteten Auffassungen  angesprochen, der 
in der Gesetzgebung einen reichen „normativen Niederschlag"8 gefunden hat. 
Da die Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern aufgeteilt 
sind, hat nicht nur der Bund,9 sondern haben auch die Länder eine Reihe von 
Vorschriften  mit dem Ziel des Umweltschutzes erlassen. Aus dem Gedanken 
des Erhalts der natürlichen und der durch Menschenhand geschaffenen 
Umwelt heraus sind in Nordrhein-Westfalen  unter anderem das Denkmal-
schutzgesetz und das den Rahmen des Bundesnaturschutzgesetzes ausfüllende 
Landschaftsgesetz entstanden.10 

der Übertreibung des Erhaltungsschutzes. Ähnlich auch schon Bartlsperger,  DVB1. 
1981, S. 284 (285). 

6 Vgl. Brohm,  DVB1. 1985, S. 593ff. 
7 Ähnliche Überlegungen bei Bartlsperger,  DVB1. 1981, S. 284 (285). Siehe zu 

diesem Begriff  auch unten, Zweiter Teil, 3. 
8 Battis /Schmittat,  NuR 1983, S. 102 (zum Denkmalschutzrecht). 
9 Neben dem Baugesetzbuch sind hier vor allem das Bundesimmissionsschutzgesetz 

vom 15. März 1974, BGBl. I , S. 721, ber. S. 1193, und das Bundesnaturschutzgesetz 
vom 24. Dezember 1976, BGBl. I S. 3574, ber. BGBl. I 1977, S. 650 zu nennen. Vgl. 
im übrigen Breuer,  Umweltschutzrecht, in: von Münch, Bes. VerwR, S. 668ff. 

1 0 DSchG NW vom 11. März 1980, GV NW S. 226 / SGV NW 224; LG NW vom 26. 
Juni 1980, GV NW S. 734 / SGV NW 791. Vgl. die Aufzählung weiterer umweltrele-
vanter Landesgesetze bei Degenhart, Umweltschutzrecht, in: Grimm/Papier, StVwR 
NW, S. 533ff. 
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Gegenstand der Untersuchung 

Bei näherem Hinsehen weisen die angesprochenen Gesetze neben einer 
zunächst weitläufig erscheinenden thematischen Verwandtschaft  eine ganz 
bestimmte Gemeinsamkeit bei der Frage auf, auf welche Art und Weise eine 
als besonders wertvoll erkannte Eigenheit der Umwelt im besiedelten Bereich 
geschützt werden soll. § 172 BauGB, § 5 DSchG NW und § 45 LG NW sehen 
nämlich jeweils eine von der Gemeinde zu erlassende Satzung als das Instru-
ment vor, mit dem bestimmte Gebiete oder Bestandteile des städtischen 
Lebensraumes unter Schutz gestellt werden können. Nimmt man zu der bau-
rechtlichen Erhaltungssatzung, der denkmalrechtlichen Denkmalbereichssat-
zung und der landschaftsrechtlichen Baumschutzsatzung noch die Gestal-
tungssatzung des Bauordnungsrechts gemäß § 81 der Landesbauordnung11 

hinzu, wird der Umriß eines weiten Regelungsfeldes erkennbar, auf dem die 
Gemeinden im Wege der (Satzungs-)Rechtsetzung ihre landschaftliche und 
bauliche Entwicklung im Sinne der Erhaltung und Gestaltung des Bestehen-
den kontrollieren und lenken können. 

Hier scheint sich eine Entwicklung anzubahnen, die jedenfalls partiell der 
allgemein beklagten Aushöhlung der kommunalen Selbstverwaltung12 entge-
genwirkt. Indem ihnen in diesem Gebiet die Rechtsetzung anvertraut wird, 
gewinnen die Gemeinden neue Handlungsspielräume. Die Kritik des staat-
lichen Regelungsperfektionismus, der zuvor frei  gestaltete gemeindliche Auf-
gaben immer mehr durchnormiert, und die Klage über die anhaltende Wande-
rung ehemals gemeindlicher Aufgaben von „unten" nach „oben" hat hier 
offensichtlich  die Erkenntnis befördert,  daß die Entscheidung auf höherer 
Ebene und eine größere Regelungsdichte nicht per se eine bessere Problem-
lösung garantieren.13 Jedenfalls der nordrhein-westfälische  Gesetzgeber hat 
sich dazu verstanden, manche Fragen der Stadterhaltung und-gestaltung nicht 
selbst zu regeln, sondern unter Belassung von Freiräumen der Rechtsetzung 
der Gemeinden zuzuweisen. Damit spricht er die Fähigkeit der den entstehen-
den Konflikten am nächsten stehenden örtlichen Gemeinschaft an, innerhalb 
des gesetzlich vorgegebenen Rahmens selbständig und eigenverantwortlich 
die betroffenen  Interessen auszugleichen und das Ergebnis der Abwägung in 
Form der Satzung verbindlich festzulegen. 

1 1 BauO NW '84 vom 26. Juni 1984, GV NW S. 419 / SGV NW 232. § 81 BauO NW 
'84 entspricht dem früheren  § 103 der BauO NW '70. 

1 2 Vgl. nur Blümel  (Bericht) und Grawert  (Mitbericht), VVDStRL, Bd. 36 (1978), 
S. 171 (188ff.,  277ff.);  von Mutius,  Gutachten E zum 53. Deutschen Juristentag, 
S. 65ff. 

1 3 Vgl. Kummer,  Denkmalschutzrecht, S. 98; Pappermann,  DSchG NW in der Pra-
xis, BLGBW 1983, S. 101 (102) zum Denkmalschutzrecht. 


